
(In Anwendung von Titel V des Vertrages über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

GEMEINSAMER STANDPUNKT DES RATES
vom 25. Juni 2002

zu Angola und zur Aufhebung des Gemeinsamen Standpunkts 2000/391/GASP

(2002/495/GASP)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat den Gemeinsamen Standpunkt 2000/391/
GASP (1) angenommen, in dem die Ziele und Prioritäten
der Europäischen Union gegenüber Angola festgelegt
werden.

(2) Einige Bestimmungen des Gemeinsamen Standpunkts
sind angesichts der in Angola seit 2000 eingetretenen
wesentlichen politischen Veränderungen überholt und
bedürfen der Aktualisierung.

(3) Der Rat hat den Gemeinsamen Standpunkt 2001/374/
GASP vom 14. Mai 2001 im Hinblick auf die Verhütung,
Bewältigung und Beilegung von Konflikten in Afrika (2)
und den Gemeinsamen Standpunkt 98/350/GASP vom
25. Mai 1998 betreffend die Menschenrechte, die demo-
kratischen Grundsätze, die Rechtsstaatlichkeit und die
verantwortungsvolle Staatsführung in Afrika (3) ange-
nommen.

(4) Der Rat hat die Gemeinsamen Standpunkte 97/759/
GASP (4), 98/425/GASP (5) und 2000/391/GASP betref-
fend Angola angenommen, um die União Nacional para
a Independência Total de Angola (UNITA) zu veranlas-
sen, ihren Verpflichtungen im Friedensprozess entspre-
chend den einschlägigen Beschlüssen des Sicherheitsrates
der Vereinten Nationen, insbesondere den Resolutionen
864 (1993), 1127 (1997), 1130 (1997), 1173 (1998)
und 1176 (1998), nachzukommen.

(5) In den Erklärungen, die der Vorsitz am 29. Mai und 28.
August 2001 im Namen der Europäischen Union abge-
geben hat, und den Schlussfolgerungen des Rates (Allge-
meine Angelegenheiten) vom 11. und 12. Juni 2001 hat

die Europäische Union bekräftigt, dass sie alle Anstren-
gungen unterstützt, die zu einer politischen Lösung auf
der Grundlage der Friedensabkommen von Bicesse, des
Protokolls von Lusaka und der einschlägigen Resolutio-
nen des VN-Sicherheitsrates führen.

Nach dem Tod von Jonas Savimbi am 22. Februar 2002
hat die Union in den Erklärungen vom 28. Februar und
4. April 2002 sowie in den Schlussfolgerungen des Eu-
ropäischen Rates (Barcelona, 15. und 16. März 2002)
und den Schlussfolgerungen des Rates (Allgemeine Ange-
legenheiten) vom 13. und 14. Mai 2002 ihrer Befriedi-
gung darüber Ausdruck verliehen, dass die Regierung
Angolas am 13. März 2002 eine Waffenruhe angekün-
digt und am 4. April 2002 eine Vereinbarung mit der
UNITA zur Ergänzung des Protokolls von Lusaka über ei-
ne Waffenruhe und andere noch offene militärische Fra-
gen unterzeichnet hat. In diesen Erklärungen hat die
Union auch darauf hingewiesen, dass die ernste huma-
nitäre Lage bewältigt werden muss, und ihre Bereitschaft
bekundet, die Bemühungen des angolanischen Volkes
um dauerhaften Frieden, Stabilität und nachhaltige Ent-
wicklung zu unterstützen.

(6) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat die Re-
solution 1268 (1999) über die Schaffung des Büros der
Vereinten Nationen in Angola (UNOA) angenommen
und hat sein Mandat durch Schreiben des Präsidenten
des Sicherheitsrates an den VN-Generalsekretär dreimal,
zuletzt bis zum 15. Juli 2002, verlängert.

(7) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat die Re-
solution 1404 (2002) über die Verlängerung des Man-
dats des Überwachungsmechanismus für Sanktionen ge-
gen die UNITA um einen weiteren Zeitraum von sechs
Monaten, der am 19. Oktober 2002 abläuft, und die Res-
olution 1412 (2002) vom 16. Mai 2002 angenommen,
mit der er seine Resolutionen 696 (1991), 864 (1993)
und alle danach verabschiedeten Resolutionen, insbeson-
dere die Resolution 1127 (1997) bekräftigt und auf die
Erklärung seines Präsidenten vom 28. März 2002 hin-
weist, in der insbesondere die Bereitschaft des Sicher-
heitsrates bekundet wurde, geeignete konkrete Ausnah-
men zu den mit Ziffer 4a) seiner Resolution 1127
(1997) verhängten Maßnahmen zu erwägen und durch
die er beschließt, dass die mit den Ziffern 4a) und b) die-
ser Resolution verhängten Maßnahmen für einen Zeit-
raum von 90 Tagen ausgesetzt werden.
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(8) Der Rat hat am 22. November 1996 eine Entschließung
über die Unterstützung bei der Minenräumung mit der
Empfehlung, Mittel für Minenräumaktionen — außer hu-
manitärer Hilfe — nur den Ländern zu bewilligen, deren
Behörden keine Antipersonenminen mehr einsetzen, so-
wie die Gemeinsame Aktion 97/817/GASP vom 28. No-
vember 1997 über Antipersonenminen angenommen (1).

(9) Die Gemeinschaft muss tätig werden, um bestimmte
Maßnahmen durchzuführen —

HAT FOLGENDEN GEMEINSAMEN STANDPUNKT ANGENOMMEN:

Artikel 1

Die Europäische Union wird in Bezug auf Angola die nachste-
henden Ziele verfolgen:

a) Der Friedensprozess, die nationale Aussöhnung und die De-
mokratie in Angola werden durch Förderung der verantwor-
tungsvollen Staatsführung und einer Kultur der Toleranz un-
ter allen politischen Parteien und allen Bereichen der
Zivilgesellschaft unterstützt.

b) Es wird eine dauerhafte politische Lösung in Angola auf der
Grundlage des Protokolls von Lusaka und der einschlägigen
Resolutionen des VN-Sicherheitsrates durch einen politi-
schen Dialog unter Beteiligung der Vereinten Nationen ge-
fördert.

c) Die Regierung und die UNITA werden nachdrücklich aufge-
fordert, weiterhin alle Bestimmungen der am 4. April 2002
unterzeichneten Vereinbarung zum Abschluss des Protokolls
von Lusaka vollständig umzusetzen, wobei die Bedeutung ei-
ner unverzüglichen und effektiven Kasernierung, Entwaff-
nung, Demobilisierung und sozialen Wiedereingliederung
der Streitkräfte der UNITA durch angemessen finanzierte So-
zialprogramme hervorzuheben ist.

d) Die UNITA wird in ihren Anstrengungen bestärkt, sich als
politische Partei zu reorganisieren und ihren Willen unter
Beweis zu stellen, sich an Recht und Gesetz zu halten, und
die Regierung wird aufgefordert, diesen Prozess zu erleich-
tern, wie sie es in ihrer Erklärung vom 13. März 2002 zuge-
sagt hat.

e) Die Europäische Union unterstützt die Absicht des Sicher-
heitsrates der Vereinten Nationen, die der UNITA auferlegten
Sanktionen mit Blick auf die Umsetzung der Vereinbarung
zur Ergänzung des Protokolls von Lusaka zu überwachen.

f) Die Regierung Angolas wird aufgefordert, so bald wie
möglich, wenn die entsprechenden Voraussetzungen erfüllt
sind, freie und faire allgemeine Wahlen abzuhalten, Rechts-
staatlichkeit und Gerechtigkeit im gesamten Hoheitsgebiet
Angolas uneingeschränkt zu wahren sowie die Menschen-
rechte zu fördern und zu schützen und die Rolle der Zivilge-
sellschaft durch Beiträge zur nationalen Versöhnung und
zum Aufbau der Demokratie im Land zu fördern.

g) Die Regierung Angolas wird nachdrücklich aufgefordert, ih-
re Anstrengungen im Rahmen der Umsetzung der in der
Erklärung der Regierung vom 13. März 2002 genannten
Ziele zu verstärken, um die sehr ernste humanitäre Lage zu

entschärfen und Maßnahmen zur Minenräumung, sozialen
Wiedereingliederung und Wiederansiedlung aller Binnenver-
triebenen und Flüchtlinge zu fördern und die Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, dass die Völkergemeinschaft dabei
helfen kann.

h) Die Regierung wird weiterhin nachdrücklich aufgefordert,
zum Nutzen aller Angolaner für eine transparente Verwal-
tung der öffentlichen Finanzmittel und eine uneingeschränk-
te Rechenschaftspflicht, insbesondere in Bezug auf die Rech-
nungsführung im Ölsektor, zu sorgen. Unterstützt wird eine
solide, auf die Bekämpfung der Armut ausgerichtete ma-
kroökonomische Politik, damit bessere Aussichten für die
Verringerung der Armut, Wirtschaftswachstum und eine
nachhaltige Entwicklung des Landes gegeben sind.

i) Die Zusammenarbeit und das Verständnis zwischen den
Staaten der Region werden gefördert, um die regionale Si-
cherheit und die wirtschaftliche Entwicklung zu verbessern.

Artikel 2

Zur Förderung der in Artikel 1 genannten Ziele wird die
Europäische Union

a) einen regelmäßigen politischen Dialog mit der angolani-
schen Regierung gemäß dem Abkommen von Cotonou füh-
ren;

b) im Rahmen ihrer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspoli-
tik Initiativen, die zu einer dauerhaften politischen Lösung
in Angola beitragen, gemäß den in Artikel 1 Buchstabe a)
genannten Zielen und im Benehmen mit dem Generalse-
kretär der Vereinten Nationen, der Troika der Beobachter-
Staaten, den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen und den
regionalen und subregionalen afrikanischen Organisationen
unterstützen;

c) dem vom VN-Sicherheitsrat in seiner Resolution 1412
(2002) getroffenen Beschluss über eine Aussetzung des Rei-
severbots für hochrangige UNITA-Mitglieder für einen Zeit-
raum von 90 Tagen entsprechen;

d) im Anschluss an die tatsächliche Umsetzung der Vereinba-
rung die Aufhebung von Sanktionen des VN-Sicherheitsrates
gegenüber der UNITA vollständig und unverzüglich durch-
führen;

e) der Regierung Angolas anbieten, sie in ihrem Bestreben zu
unterstützen, die demokratischen Institutionen und Prakti-
ken zu stärken, damit freie und faire Parlaments- und Präsi-
dentschaftswahlen abgehalten werden können und die
Wahrung der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit und
einer unabhängigen Zivilgesellschaft gewährleistet ist;

f) der Regierung Angolas anbieten, sie in ihren Bemühungen
zu unterstützen, die Wirtschaft Angolas durch Zusammenar-
beit mit dem IWF im Benehmen mit der Völkergemeinschaft
zu reformieren, um der Regierung bei der Bekämpfung von
Korruption und Armut zu helfen, und sie auffordern, die
Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Verwaltung zu
schaffen, damit in naher Zukunft eine Vereinbarung mit
dem IWF über eine Einrichtung für Armutsbekämpfung und
Wachstumsförderung unterzeichnet wird;
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g) ihre Solidarität mit und ihr Engagement gegenüber dem an-
golanischen Volk bekräftigen, indem sie weiterhin einen Bei-
trag zu den Anstrengungen zur Verbesserung der humanitä-
ren Lage und zur Linderung des Leidens der vom Krieg
betroffenen angolanischen Bevölkerung, insbesondere der
Flüchtlinge und der Binnenvertriebenen, unter anderem da-
durch leistet, dass sie die Absicht der Kommission der Eu-
ropäischen Gemeinschaften begrüßt, alle Maßnahmen zu er-
greifen, um die zur Verfügung stehenden Mittel zur
Unterstützung des Friedensprozesses schnell einzusetzen.

Die Union wird der Regierung Angolas anbieten, ihr bei der
Bewältigung der humanitären Lage und der verschiedenen
Phasen des Friedensprozesses, einschließlich der Kasernie-
rung der Streitkräfte der UNITA, Hilfe zu leisten, wobei sie
erklärt, dass sie die Demobilisierungs- und Wiedereingliede-
rungsprogramme unterstützt, die für einen umfassenden
Wiederaufbau des Landes erforderlich sind, und drängt die
Regierung gleichzeitig, eine genaue Bewertung der
dringendsten Bedürfnisse vorzunehmen;

h) der Regierung Angolas anbieten, ihr beim Wiederaufbau des
Landes zu helfen, wobei sie diese in ihrer Absicht ermutigt,
eine internationale Geberkonferenz einzuberufen, und be-
sonderes Augenmerk auf die Regeln der Transparenz und
der Rechenschaftspflicht in einem demokratischen Umfeld
richtet, während sie sie gleichzeitig auffordert, die Ressour-
cen bereitzustellen, die für die Umsetzung der wirtschaftli-
chen und sozialen Politiken zur Verbesserung der Lebensbe-
dingungen der angolanischen Bürger erforderlich sind;

i) bereit sein, sich an Minenräumaktionen gemäß der Ent-
schließung des Rates vom 22. November 1996 zu beteiligen,
wobei sie die Regierung Angolas auffordert, das Antiperso-
nenminen-Übereinkommen von Ottawa zu ratifizieren;

j) anbieten, das Büro der Vereinten Nationen in Angola bei der
Erfüllung seines Mandats zu unterstützen, das ihm vom VN-
Sicherheitsrat erteilt wurde.

Artikel 3

Der Rat stellt fest, dass die Kommission auf die Verwirklichung
der Ziele und Prioritäten dieses Gemeinsamen Standpunkts ge-
gebenenfalls mit geeigneten Gemeinschaftsmaßnahmen hinzu-
wirken beabsichtigt.

Artikel 4

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird alle zwölf Monate nach
seiner Annahme überprüft.

Artikel 5

Der Gemeinsame Standpunkt 2000/391/GASP wird aufgeho-
ben.

Artikel 6

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird am Tag seiner Annahme
wirksam.

Artikel 7

Dieser Gemeinsame Standpunkt wird im Amtsblatt veröffent-
licht.

Geschehen zu Luxemburg am 25. Juni 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident
J. MATAS I PALOU
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